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Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
In den Medien wird von Seiten der Finanzver-
waltung die Modernisierung des Besteuerungs-
verfahrens veröffentlicht. Hierbei handelt es 
sich überwiegend um Formalien, die keine 
wirtschaftliche Auswirkung für Sie haben. Zu 
nennen sind: 
· Verpflichtung zur Abgabe elektronischer 

Erklärungen, um dem Finanzamt die Verar-
beitung zu erleichtern. Dazu auch erweiter-
ter Ausbau der elektronischen Kommunika-
tion mit den Finanzämtern. Für Steuerbera-
ter wird das Finanzamt bei Rückfragen 
grundsätzlich von einer Bevollmächtigung 
ausgehen; gesetzliche Vermutung.  

· Die Steuererklärungen werden regelmäßig 
voll elektronisch verarbeitet; eine manuelle 
Überprüfung erfolgt nicht. Demnach nur 
noch Einreichung von Belegen in Ausnah-
mefällen; diese müssen vielmehr vom Steu-
erpflichtigen ab 2017 selbst vorgehalten 
werden. Diese Belege müssen Sie bis ein 
Jahr nach Bekanntgabe des Steuerbe-
scheides aufheben.  
Die Finanzverwaltung wird zukünftig kos-
tenorientiert die Veranlagung durchführen, 
d.h. sie ist nicht mehr verpflichtet, jeder ein-
zelnen Frage von geringer Auswirkung 
nachzugehen. 

· Soweit zukünftig Daten von Dritten bereits 
an die Finanzverwaltung übermittelt wur-
den, brauchen diese in der Steuererklärung 
nicht mehr angegeben zu werden. Die über-
mittelten Drittdaten gelten dann als eigene 
Angaben. 

· Ab Veranlagungszeitraum 2018 werden die 
Abgabefristen für Steuerpflichtige, die sich 
nicht steuerlich beraten lassen, auf den 
31.07. des Folgejahres verlängert. Werden 
Sie steuerlich beraten, gilt generell eine Ab-
gabefrist bis 28.02. des übernächsten Jahres. 
 

Als Sanktion wird nun eine Verschärfung 
des Verspätungszuschlages angeordnet. 
Erstmals ab 2019 wird automatisch ein Ver-
spätungszuschlag festgesetzt, wenn die 
Steuererklärung nicht fristgemäß eingegan-

gen ist. Ausnahme: es handelt sich um einen 
Erstattungsfall. 

· Erweiterte Änderungsmöglichkeiten der 
bestandskräftigen Steuerbescheide bei Re-
chen- und Schreibfehlern.  

· Durch Anpassung der Kleinstbetrags-
verordnung werden zukünftig Steuerbe-
scheide zu Ungunsten des Steuerpflichtigen 
erst geändert, wenn die Auswirkung 25,- € 
übersteigt.  

 
Gesetzesvorhaben zur Manipulierung elekt-
ronischer Registrierkassen  
Die Bundesregierung strebt an, dass Kassen nur 
noch mit einem zertifiziertem System nach dem 
01.01.2020 genutzt werden können. Nur dieje-
nigen Unternehmer, die aufgrund der Anforde-
rungen mit Stand 2010 sich erst eine neue Kas-
se angeschafft haben, können diese noch bis 
längstens 31.12.2022 einsetzen. Damit reagiert 
der Gesetzgeber auf die in der Praxis auftreten-
de Möglichkeit, das gerade elektronische Kas-
sen durch die Manipulation in der Software 
noch leichter für eine Steuerhinterziehung ge-
nutzt werden wie die alten mechanischen Auf-
zeichnungen.  
 
Flankierend überlegt der Gesetzgeber des Wei-
teren, ob auch eine sog. Kassennachschau ein-
geführt wird. Damit können die Prüfer unan-
gemeldet im Betrieb erscheinen und sich die 
Funktionsweise und Aufzeichnungen der Kasse 
ansehen 
 
Dies ist ein geplantes Vorhaben und noch nicht 
Gesetz! 
 
Senkung Künstlersozialversicherung 
Ab 2017 sinkt die Abgabe auf 4,8 % (in 2016 
noch 5,2 %). 
 


